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Einleitung 

Der Rechtsmittelverzicht aller Anfechtungsberechtigten führt  die Rechtskraft  ei-
ner gerichtlichen Entscheidung noch vor Ablauf der Rechtsmittelfrist  herbei. In-
haltlich ist der Verzicht die Preisgabe der gesetzlich eingeräumten Anfechtungs-
möglichkeit einer Entscheidung. Er führt  zum unwiederbringlichen Verlust der An-
fechtungsmöglichkeit. 1 Prozessdogmatisch ist diese Möglichkeit eine Selbstver-
ständlichkeit, die sich auch in anderen Verfahrensordnungen  findet. 2 In der 
Strafprozessordnung  ist der Rechtsmittel verzieht in § 302 StPO zusammen mit der 
Rechtsmittelrücknahme geregelt. 

Die gesetzgeberische Motivation zur Einführung des § 302 StPO bestand in der 
Absicht, einen schnelleren Eintritt der Rechtskraft  zu ermöglichen. Nicht zuletzt 
aus diesem Grund wird der Rechtsmittelverzicht von der ganz h. M. auch für unwi-
derruflich  und unanfechtbar gehalten.3 

Im Schrifttum wird zutreffend  darauf hingewiesen, dass die ratio der Vorschrift 
auf Praktikabilitätserwägungen beruht4, die vor allem den Gerichten einen Rechts-
mittelverzicht vorteilhaft  erscheinen lassen5. So eröffnet  der Verzicht die Möglich-
keit der Abkürzung der schriftlichen Urteilsgründe gem. § 267 IV StPO 6 Zudem 
bringt er rechtliche Klarheit und verhindert eine potenzielle Korrektur der Ent-
scheidung in der Rechtsmittelinstanz.7 Dem Angeklagten bringt der Verzicht dage-
gen seit Einführung des § 51 StGB keine nennenswerten Vorteile mehr8, sondern 

ι BGH wistra 89, 67, 68; SK/StPO-Frisch,  § 302 Rn 4. 
2 SK/StPO-Frisch,  § 302 Rn 1; z. B. §§ 514, 515, 566 ZPO. Im Verwaltungsgerichtsver-

fahren gelangt § 514 ZPO über die Verweisungsnorm des § 173 VwGO zur Anwendung; vgl. 
auch historisch Friedlaender  GerS 1901, 401. 

3 BGHSt  10, 245, 247; BGH GA 68, 86; 69, 281; wistra 92, 309, 310; 94, 30; NStZ 96, 
202; BGH NStZ-RR 2002, 101; KMR-Sax,  Einl. X Rn 21; K / M - G , Einl. 116; HK/S tPO-
Rautenberg,  § 302 Rn 3; Pfeiffer,  § 302 Rn 4; G. Fezer, Strafprozessrecht, 19/39. 

4 LR-Hanack,  § 302 Rn 1; vgl. auch Jähnke  ZRP 2001, 574, 575, 576. 
5 Man kann insofern auch von einem „second code" der Gerichte sprechen, vgl. auch 

Plötz,  S. 171 - „Arbeitserleichterung" sowie Dahs, FS Schmidt-Leichner, S. 17, 24. 
6 Bis zur Änderung des § 267 I V StPO durch das Strafverfahrensänderungsgesetz  1979 

bestand diese Möglichkeit dagegen nicht beim passiven Verzicht durch schlichtes Verstrei-
chen lassen der Frist. Die nunmehr gültige Fassung des § 267 IV StPO behandelt passiven 
und aktiven Verzicht gleich. 

7 Hinweis bei Müller-Christmann  JuS 99, 677, 680. Die Praxis reagiert damit auch auf den 
grundlegenden Wandel der Revision von einem Mit te l zur Überprüfung  der Rechtsanwen-
dung des Tatrichters zu einem umfassenden Kontrollinstrument der Sachverhaltsfeststellung, 
der Beweiswürdigung und der Rechtsfolgenbestimmung, Rönnau, Absprache, S. 50. 

2 Meyer 
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vielmehr das Erlöschen eines äußerst bedeutsamen prozessualen Rechts. Dieser 
Verlust der Rechtsmittelbefugnis wiegt für den Angeklagten umso schwerer, wenn 
die Verzichtserklärung mit einem Willensmangel behaftet war. Die ganz h. M. geht 
auch in solchen Fällen von der unbedingten Wirksamkeit der Verzichtserklärung 
aus. Liegen Willensmängel vor, so sei dies grundsätzlich unbeachtlich.9 Eine ana-
loge Anwendung der zivilrechtlichen Anfechtungsregeln scheide aus.10 Der Ange-
klagte könne sich in keinem Fall mehr von seiner Erklärung lösen.11 Begründet 
wird dies mit der öffentlich-rechtlichen  Natur des Strafverfahrens,  die nach 
Rechtssicherheit verlange.12 

Die Auffassung  der unbedingten Wirksamkeit des Rechtsmittelverzichts weckt 
Bedenken. Der Entwurf der RStPO von 1873 und die Beratungen zum Entwurf der 
Strafprozessnovelle  von 1895 zeigen, dass die Zwangslage des Angeklagten und 
die Gefahr der Übereilung schon früher  erkannt wurden.13 So enthielt § 238 I I des 
Entwurfs der RStPO von 1873 eine Widerrufsmöglichkeit 14, die ausgeübt werden 
konnte, solange die Rechtsmittelfrist  lief, doch wurde dieser Gedanke nicht ins Ge-
setz aufgenommen 15. 

Dem Interesse des Verzichtenden, sich im Falle eines Willensmangels von seiner 
Erklärung zu lösen, sucht die h. M. dadurch Rechnung zu tragen, dass sie diesem 
Bedürfnis in Ausnahmefällen aus überwiegenden Gründen der Gerechtigkeit den 
Vorrang gegenüber der Rechtssicherheit einräumt.16 Man spricht dann vom aus-

8 Zu den geringen denkbaren Vorteilen siehe unten Teil 4 B. 
9 RGSt  57, 83; 63, 302; BGHSt  5, 338, 341; 10, 245, 247; 14, 192; BGH NJW 97, 2691, 

2692; K / M - G , § 302 Rn 21; KK-Ruß, § 302 Rn 15. 
•o RGSt  57, 83; Eb. Schmidt,  L K I, Rn 186; KMR-Sax,  Einl. X Rn 24; HK/StPO-Rauten-

berg,  § 302 Rn 2; Volk,  § 15 Rn 5. 
11 Hanack  kritisiert, dass die Konsequenzen dieser Sichtweise dem Schutzzweck des § 302 

StPO angesichts seiner Tragweite nicht gerecht würden, LR-Hanack,  § 302 Rn 1,2. 
12 RGSt  57, 83. Im Hinbl ick auf die im Text zum Ausdruck gelangte Entstehungsge-

schichte zustimmend, allerdings in einem größeren Umfang für Ausnahmen, SK/StPO-
Frisch,  § 302 Rn 55. 

1 3 Zwar sollte im Interesse eines schnellen Strafantritts  ein Verzicht möglich sein, doch 
dürfe dies nicht auf Kosten einer Verkürzung der zur Einlegung von Rechtsmitteln offen 
gehaltenen Fristen geschehen, Motive zu dem Entwurf einer Deutschen Strafprozeßordnung, 
1872, S. 212. 

1 4 Vgl. Dahrmann,  S. 13. Vgl. auch Übersicht über die Regelungen in historischen Verfah-
rensordnungen bei Plötz,  S. 293 Fn 247. 

!5 Die aus der Zwangslage des Angeklagten resultierenden Nachteile wurden zu Gunsten 
der Rechtssicherheit in Kauf genommen, und es wurde versucht, den schwersten Nachteil 
durch Anrechnung der Untersuchungshaft  zu mildern, Protokolle der Kommission für die 
Reform des Strafprozesses,  1905, Band I, S. 363 f. 

BGHSt  17, 14, 18; vgl. auch BGH wistra 94, 30 m. w. N.; Dahs, FS Schmidt-Leichner, 
S. 17, 21, sieht in dem Rückgriff  auf das Prinzip der materiellen Gerechtigkeit kein verläss-
liches Abgrenzungskriterium, sondern das Einfallstor für die Fortführung  der bisherigen Ein-
zelfallrechtsprechung.  Der Gerechtigkeitsbegriff  selbst sei kein inhaltlich fassbarer Begriff, 
S. 21. Auch Bleckmann  sieht keine Definitionsmöglichkeit, Rn 587 - Man könne höchstens 
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nahmsweise beachtlichen Willensmangel, der zur Unwirksamkeit des Verzichts 
führt. 17 In einer jüngeren Entscheidung hat der BGH drei Ausnahmefallgruppen 
benannt18: schwerwiegende Willensmängel19, unzulässige Absprachen und sons-
tige Umstände der Art und Weise des Zustandekommens des Verzichts. Nicht ge-
lungen ist es der h. M., klare übersichtliche Grundsätze für das Vorliegen eines sol-
chen Ausnahmefalles herauszuarbeiten.20 Statt durch dogmatisch tragfähige und 
in der Gerichtspraxis brauchbare Leitsätze ist die Behandlung der Willensmängel 
beim Rechtsmittelverzicht von der Einzelfallrechtsprechung des BGH und der 
OLGe2X  geprägt.22 

Dieser Mangel diente bereits mehreren Monografien und Aufsätzen als Ansatz-
punkt für Untersuchungen, die dessen Beseitigung zum Ziel hatten. Diese Arbeiten 
erschienen zumeist Anfang der siebziger Jahre und enthielten eine Fülle von Anre-
gungen und Lösungsvorschlägen, mit deren Hilfe ein ausgewogenes System zur 
Abgrenzung von Beachtlichkeit und Unbeachtlichkeit des Willensmangels zu ent-
wickeln sein sollte.23 Man wollte verhindern, dass das Spannungsverhältnis zwi-
schen Rechtssicherheit und materieller Gerechtigkeit einseitig zu Lasten des Ange-
klagten aufgelöst wird. 

So nimmt Dahrmann 24 eine Einzelfallprüfung  vor, mit der das Verhältnis von 
Rechtssicherheit und materieller Gerechtigkeit in der speziellen Situation für den 
konkreten Willensmangel ermittelt werden soll. Berücksichtigung finden dabei 
die Gründe und Umstände des Zustandekommens, um mit Hilfe dessen bestim-
men zu können, welchem Zweck in der konkreten Situation der Vorrang einzu-
räumen ist. Von der h. M. unterscheidet sich sein Ansatz dadurch, dass er der 
Rechtssicherheit keinen generellen Vorrang gegenüber der materiellen Gerechtig-
keit einräumt25 und bei der „Berücksichtigung von Irrtümern die Unbeachtlich-

feststellen, dass bei bestimmten Fallkonstellationen das Gerechtigkeitsgefühl angesprochen 
wird; a.A. KMR-Sax,  Einl. X Rn 29, 30. 

1 7 Dies darf  konstruktiv nicht als Ausnahme vom Grundsatz der Unwiderruflichkeit  und 
Unanfechtbarkeit missverstanden werden. Es tritt anfängliche Unwirksamkeit ein, was bi l l ig, 
aber dogmatisch nicht begründet sei, Müller-Christmann  JuS 2002, 63, 66. 

is BGHSt  45, 51, 53. 
19 Kühne  spricht von der Intensität des Willensmangels, deren Bestimmung als Vorausset-

zung für eine Anfechtbarkeit  strittig ist, Rn 680. 
20 Roxin,  StPO, § 51 Rn 27, weist darauf hin, dass die Abgrenzung der entwickelten Aus-

nahmen sehr strittig ist; ähnlich Rogali  StV 98, 643. 
Exemplarisch BGH wistra 92, 309; BGH NStZ 96, 202; OLG Hamburg  StV 98, 641; 

OLG Stuttgart  NJW 90, 1494; OLG München  StV 2000, 188. 
22 LR-Hanack,  § 302 Rn 2; AK-Achenbach,  § 302 Rn 22; Müller-Christmann  JuS 2002, 

63, 66; Dahs, FS Schmidt-Leichner, S. 17, 21, merkt an, dass die Rechtsprechung ihrer Ver-
pflichtung , klare übersichtliche Grundsätze herauszuarbeiten, nicht gerecht wird. 

2 3 Für das schweizerische Strafverfahrensrecht  hat Knecht  eine Bearbeitung dieser Proble-
matik vorgenommen, deren Verfahren  und Ergebnisse sich wegen der unterschiedlichen 
Rechtslage in Deutschland und der Schweiz, vgl. S. 39 ff.,  65 ff.,  nicht übertragen lassen. 

2 4 Dahrmann,  S. 54, 55, 65. 
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